
Langenhagen (mm). Hat
eine gerichtlich verhängte
Schutzanordnung auch in einem
Ratssaal Bestand? Wer schützt
das Opfer vor den Blicken, Kom-
mentaren oder der Nähe des an-
deren, wenn beide Betroffenen
selbst Ratsmitglieder sind? Vor
dem Hintergrund konkreter Fälle
im Langenhagener Rat fordert
ein parteiübergreifendes Bünd-
nis aus Ratsfrauen jetzt mehr
Schutz und einen Verhaltensko-
dex für die kommunalpolitischen
Gremien.
Waswar passiert? In der ablau-

fenden Legislaturperiode hatten
schwerwiegendeprivateKonflik-
te zwischen Ratsmitgliedern
unter anderem dazu geführt,
dass eine Mandatsträgerin nicht
mehr an den Sitzungen teilneh-
men konnte. Auch eine weitere
Ratsfrau fühlte sich nicht ausrei-
chend sicher. Zum Schutz der
Persönlichkeit bleiben die Na-
men und Erlebnisse der Beteilig-
ten inderRatsdebatte vorOrtwie
auch in der Berichterstattung un-
genannt; der Redaktion sind die
Namen bekannt.
Aus juristischer Sicht handelt

es sich umeine komplexe Rechts-
frage. Auch an anderer Stelle, et-
wa in einem Gerichtssaal, kann
esdazukommen,dassOpfer und
Täter sich etwa trotz bestehen-
den Annäherungsverbots
zwangsläufig begegnen. Das
Gesetz für den Erlass einer soge-
nannten Schutzanordnung, die
beispielsweise Opfer häuslicher
Gewalt schützen soll, berück-
sichtigt auch die mitunter kont-
rären Interessen des Gegenübers
– soweit diese berechtigt sind.
Nach Einschätzung der An-

tragstellerinnen im Langenhage-
ner Rat besteht aber Handlungs-
bedarf, wenn das Schutzinteres-
se der Opfer mit dem Grundsatz
der freien Mandatsausübung
kollidiert. Vor dem Hintergrund
der Erfahrungen vor Ort will das
Frauen-Bündnis gleichzeitig Auf-
merksamkeit schaffen für ein
strukturelles Problem. Es gehe
nicht darum, Einzelfälle aufzu-
arbeiten. Manwolle vielmehr ein
gemeinsames Bekenntnis gegen
Gewalt aussprechen, in jedwe-
der Form.
„Für viele Frauen ist dieser

Raum kein angenehmer und ge-
fühlt auch kein sicherer Ort. Wa-
rum?Weil der Ton rau ist.Weil es
Menschen gibt, die meinen, hier

Feuerwehrmann verletzt
Wohungsbrand an der Gartenstraße, Flammen breiten sich plötzlich aus
Langenhagen. Bei einem
Wohnungsbrand an der Garten-
straße in Langenhagen ist am vo-
rigen Sonnabend ein Feuerwehr-
mannverletztworden.Die Feuer-
wehr war um 9.33 Uhr zunächst
wegen eines ausgelösten Rauch-
warnmelders zu einem Mehrfa-
milienhaus gerufen worden. Als
die ersten Kräfte eintrafen, war
nur wenig Rauch zu sehen. Bin-
nen kurzer Zeit entwickelte sich
daraus jedoch dichter, schwarzer
Qualm.EinsatzleiterMartinBom-
bach erhöhte daraufhin die
Alarmstufe auf B2 (Wohnungs-
brand), sodass weitere Feuer-
wehren der Stadt nachalarmiert
wurden. Insgesamt waren rund
100 Kräfte von Feuerwehr, Ret-
tungsdienst und Polizei im Ein-
satz. Die Feuerwehrleute agier-
ten über die Wohnungstür und
über den Balkon. Als ein Trupp
die Balkontür öffnete, kam es zu
einer Rauchgasdurchzündung.
Dabei entzünden sich ange-

sammelte heiße Brandgase
schlagartig, und die Flammen
können sich plötzlich ausbreiten.

Ein Feuerwehrmann erlitt Ver-
brennungen an Arm und Bein.
Der Rettungsdienst versorgte
ihn, anschließend kam er in ein
Krankenhaus. Weitere Verletzte
gab es nach bisherigem Stand
nicht. Die Wohnung ist wegen
der Schäden unbewohnbar. Die
Wohnung darüber kann wegen
des eingedrungenen Rauchs vor-
erst ebenfalls nicht genutzt wer-
den. Die Bewohner der Brand-
wohnung waren zum Zeitpunkt
des Feuers nicht zu Hause. Vor-
sorglich wurden alle 49 Bewoh-
nerdesachtgeschossigenHauses
mit 24 Wohnungen in Sicherheit
gebracht. Weil die Drehleiter der
örtlichenFeuerwehrwegeneines
technischenDefekts in derWerk-
statt steht, kamein Fahrzeugdie-
ser Art von der Flughafenfeuer-
wehr Hannover. Die Polizei er-
mittelt zur Brandursache.

Die Drehleiter der Flughafen-
feuerwehr kam zum Einsatz.
Foto: Feuerwehr Langenhagen

„Gefühlt kein sicherer Ort“
Langenhagener Kommunalpolitikerinnen aus fünf Parteien fordern nach Vorfällen im Rat der Stadt mehr
Schutz für Mandatsträgerinnen. Warum das Thema nun sogar in den Landtag getragen werden soll.

laut sein zu müssen“, beschrieb
Silke Musfeldt (Grüne) das Klima
im Langenhagener Rat. Sechs
Ratsfrauen aus den Reihen der
SPD, CDU, Grünen, der Linken
und der Partei „Die Partei“ nutz-
ten die letzte Sitzung des schei-
denden Gremiums, ein brisantes
Thema offen anzusprechen. Es
köchelte offenbar seit Monaten.
Entsprechend emotional wa-

ren die Reden, bei denen die An-
tragstellerinnen den Elefanten
im Raum nun deutlich anspra-
chen. „Wir sind uns auch einig
darüber, dass wir in dieser Rat-
speriode schwierige Zeiten
durchgemacht haben, was die-
ses Thema angeht. Und dass es
durchaus notwendig sein kann,
entsprechende Regelungen für
uns zu finden“, so CDU-Ratsfrau
ClaudiaHopfe, die selbst nicht zu
den Antragstellerinnen zählt.
„Wir müssen dieses Thema an-
fassen. Auch wenn es dem einen
oder anderen nicht passt, pein-
lich ist oder es sogar Menschen
gibt, die das Thema für unwich-
tig erachten.“Mit diesenWorten
sprach sich Felicitas Weck (Die
Linke) dafür aus, entsprechende
Regeln auch in die Geschäftsord-
nung aufzunehmen.
Aufgrund der Komplexität des

Themas beantragte die CDU-
Fraktion, die Angelegenheit im
ersten Schritt der Verwaltung zur
juristischen Prüfung vorzulegen.
„DieseUnsicherheiten auszuräu-

men ist Aufgabe einer zunächst
juristischen Betrachtungsweise,
um die verschiedenen betroffe-
nen Grundrechte miteinander in
Abwägung zu bringen”, so Hop-
fe. Dieser CDU-Prüfvorschlag
wurde von den ursprünglichen
Antragstellerinnen allerdings
einstimmig abgelehnt. Das The-
ma solle nicht weiter auf die lan-
ge Bank geschoben werden.
Auch den Antrag der CDU vor
der Sitzung, das Thema in den
nichtöffentlichenTeil der Sitzung
zu verlagern, fand keine Mehr-
heit. „Jetzt, wenn es um Schutz
von Frauengeht undendlich eine
Regelung geschlossen werden
kann, da möchte die CDU prü-
fen“, kritisierte Ratsherr Andreas
Eilers (WAL).
Auch innerhalb der CDU-Frak-

tion herrschte diesbezüglich Un-
einigkeit. Die ehemalige Stadt-
verbandsvorsitzende und Mit-
unterzeichnerin Jessica Reitzig
sprach sich dafür aus, sofort zu
handeln. „Einige von uns über-
treten die Grenzen von Recht
und Gesetz. Und dann ist es für
diejenigen, die das erfahren, um-
so wichtiger, dass es eine starke
Gemeinschaft gibt, die Zivilcou-
rage lebt und alles in die richtige
Richtung zurücklenkt“, so Reit-
zig.
Verabschiedet wurde schließ-

lich der Antrag, zeitnah einen
verbindlichen Verhaltenskodex
für den Rat zu erarbeiten – und

das zu den Themen Sexismus,
Diskriminierung und Gewalt im
Rahmen der Mandatsausübung.
Der Rat soll außerdem seine Ge-
schäftsordnung so anpassen,
dass die Schutzregelungen der
sogenannten Istanbul-Konven-
tionauch indenkommunalpoliti-
schen Gremien in Langenhagen
umgesetzt werden können. Da-
bei handelt es sich um ein Über-
einkommen des Europarats zur
VerhütungundBekämpfung von
Gewalt gegen Frauenundhäusli-
cher Gewalt. Auch das Land Nie-
dersachsen fühlt sichdemvölker-
rechtlichen Vertrag verpflichtet.
Unterstützung bekamen beide
Anträge von der Gleichstellungs-
beauftragten der Stadt Langen-
hagen, Verena Menke. In einer
Stellungnahme kommt sie zu
dem Urteil, ein Schutzkonzept
und Verhaltenskodex seien
durchaus geeignet, eine „res-
pektvolle und diskriminierungs-
freie“ Arbeit im Rat zu gewähr-
leisten.
Der Vorstoß der Ratsfrauen in

Langenhagen könnte auch Fol-
gen über den Ratssaal hinaus ha-
ben. Eine mehrheitlich verab-
schiedete Resolution zur Umset-
zung der Istanbul-Konvention in
kommunalen Gremien soll an
den Niedersächsischen Städte-
tag weitergeleitet werden. Die
Antragstellerinnen wollen das
Thema auch in den Landtag tra-
gen.

"Für viele Frauen ist dieser Raum kein angenehmer. Der Ton ist rau", sprach sich Ratsfrau Silke Mus-
feldt (Grüne) für ein Schutzkonzept und einen Verhaltenskodex im Rat der Stadt Langenhagen und den
übrigen Gremien aus. Foto: Mario Moers

Reservisten besuchen den Wasserturm
Langenhagen. Geschichte,
Naturkunde und die Arbeit für
die Gesellschaft standen im Mit-
telpunkt eines Besuchs der Lang-
enhagener Reservistenkamerad-
schaft Gerhard von Scharnhorst
bei der Naturkundlichen Vereini-
gung Langenhagen (NVL) im
Wasserturm im Stadtpark.
NVL-Vorsitzender Hans-Jür-

gen Ratsch, selbst Oberstleut-
nant der Reserve, informierte die
Gäste über die Geschichte des
Wasserturms und dessen frühere
Funktion. Bei einer Führung lern-
ten die Reservisten das Gebäude
näher kennen. Anschließend
stellte die NVL ihre Bildungs-
arbeit vor, die sich insbesondere

an Schülerinnen und Schüler
richtet.
Die Reservistenkameradschaft

gab ihrerseits Einblicke in die
Aufgaben des Verbandes der Re-
servisten der Bundeswehr und
die Arbeit der Langenhagener
Gemeinschaft. AuchHenrik Bert-
hold, Geschäftsführer des Volks-
bundes Deutsche Kriegsgräber-
fürsorge,warbei demTreffenda-
bei und berichtete über die
Arbeit des Volksbundes.
Zum Abschluss bedankte sich

der Vorsitzende der Reservisten-
kameradschaft, Henning Eps-
tein, für den informativen Aus-
tausch und überreichte der NVL
dasWappen der Kameradschaft.

Die Langenhagener Reservistenkameradschaft Gerhard von Scharn-
horst bei der Naturkundlichen Vereinigung Langenhagen (NVL) be-
suchte den Wasserturm im Stadtpark. Foto: privat
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